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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,

die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1. wie sie die Situation am Arbeitsmarkt in Baden-Württemberg für arbeitsmarkt-
ferne Leistungsberechtigte des SGB (Sozialgesetzbuch) II und des SGB III ein-
schätzt und wie hoch der Anteil der arbeitsmarktfernen Leistungsberechtigten
an allen Leistungsberechtigten ist;

2. welche Einteilung in Zielgruppen bzw. „Risikoklassen“ die Leistungsträger des
SGB II und des SGB III in Baden-Württemberg bei arbeitsuchenden Menschen
vornehmen, wie sich die Zielvorgaben im Hinblick auf Vermittlung und Priori-
sierung seitens der Arbeitsverwaltung in Baden-Württemberg unterscheiden
und wie dabei besonders die arbeitsmarktfernen Leistungsberechtigten berück-
sichtigt werden;

3. wie viele arbeitsuchende Menschen – unterteilt in arbeitsmarktferne und alle
Leistungsberechtigte – in den letzten drei Jahren in Baden-Württemberg von
den Arbeitsagenturen bzw. den Jobcentern in den Arbeitsmarkt vermittelt wor-
den sind, wie viele Personen innerhalb eines Jahres mehrmals vermittelt wor-
den sind und wie hoch dabei jeweils der Anteil der Vermittlung in Zeitarbeit
war;

4. wie viele arbeitsuchende Menschen – unterteilt in arbeitsmarktferne und alle
Leistungsberechtigte – in den letzten drei Jahren in Baden-Württemberg von
den Arbeitsagenturen bzw. den Jobcentern in die unterschiedlichen Maßnah-
men zur Arbeitsmarktintegration vermittelt worden sind;
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5. ob und ggf. wie sich in Baden-Württemberg die Chancen auf Vermittlung in
den Arbeitsmarkt unter den verschiedenen Gruppen der arbeitsmarktfernen
Leistungsberechtigten (Personen mit schweren Behinderungen, niedriger for-
maler Qualifikation, Phasen von Nichterwerbstätigkeit usw.) unterscheiden;

6. wie sich die Leistungsprämien bzw. Boni für Vermittlungserfolge bei den Leis -
tungsträgern für Vermittlungen arbeitsmarktnaher bzw. arbeitsmarktferner Per-
sonen gestalten;

7. ob sie die Einschätzung des Bundesrechnungshofs teilt, dass es im Hinblick auf
die Betreuung und Vermittlung von arbeitslosen Menschen mit erschwerter be-
ruflicher Eingliederungsperspektive und besonderem Förderbedarf Fehlsteue-
rungen gibt und dass durch das sogenannte „creaming“ die Zielgruppe der eher
arbeitsmarktfernen Personen vernachlässigt wird;

8. wie sich die Situation der arbeitsmarktfernen Leistungsberechtigten gestaltet,
die nicht in Arbeit oder Maßnahmen vermittelt wurden und trotzdem aus dem
Leistungsbezug des SGB II oder des SGB III ausscheiden;

9. welche positiven und negativen Erfahrungen bisher im Landesprogramm „Gute
und sichere Arbeit“ hinsichtlich der Integration arbeitsmarktferner Leistungs-
berechtigter in den Arbeitsmarkt gewonnen werden konnten.

08. 08. 2013

Hinderer, Graner, Reusch-Frey, Wahl, Wölfle SPD

B e g r ü n d u n g

Die aktuelle Berichterstattung zu Untersuchungen des Bundesrechnungshofs gibt
Hinweise darauf, dass es aufgrund von Zielvorgaben der Bundesagentur für Ar-
beit bei der Anwendung der arbeitsmarktpolitischen Instrumente durch die Agen-
turen für Arbeit und Jobcenter Fehlsteuerungen gibt und dabei die Zielgruppe be-
sonders benachteiligter Menschen am Arbeitsmarkt vernachlässigt wird.

Die Arbeitsverwaltung wird demzufolge ihrem Auftrag, arbeitslose Menschen zu
fördern und wieder in Arbeit zu vermitteln, nur unzureichend gerecht. Benachtei-
ligte Personengruppen am Arbeitsmarkt brauchen jedoch eine erhöhte Aufmerk-
samkeit und eine gezielte Förderung, um nachhaltig in den Arbeitsmarkt integriert
werden zu können.

Mit diesem Antrag sollen die Zielsetzung, die Zielvorgaben, die Steuerung und
ggf. Fehlentwicklungen im Bereich der Arbeitsmarktpolitik in Baden-Württem-
berg in Erfahrung gebracht werden.
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S t e l l u n g n a h m e * )

Mit Schreiben vom 23. September 2013 Nr. 42 – 15/3926 nimmt das Ministerium
für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren zu dem Antrag wie
folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1. wie sie die Situation am Arbeitsmarkt in Baden-Württemberg für arbeitsmarkt-
ferne Leistungsberechtigte des SGB (Sozialgesetzbuch) II und des SGB III ein-
schätzt und wie hoch der Anteil der arbeitsmarktfernen Leistungsberechtigten
an allen Leistungsberechtigten ist;

Besonders schwer vermittelbare Arbeitslose können von der grundsätzlich posi -
tiven Entwicklung am Arbeitsmarkt nach wie vor vergleichsweise wenig profitie-
ren.

Der im Antrag formulierte Begriff des „arbeitsmarktfernen Leistungsberechtig-
ten“ ist nicht eindeutig definiert und wird in der Statistik der Bundesagentur für
Arbeit nicht ausgewiesen. Ein entscheidendes Merkmal ist jedoch die Dauer der
Arbeitslosigkeit.

Im Durchschnitt des Jahres 2012 waren bundesweit etwa 1.032.000 Arbeitslose
(Baden-Württemberg rund 67.000) seit mehr als einem Jahr arbeitslos und damit
nach der Definition in § 18 SGB III langzeitarbeitslos. Langzeitarbeitslose können
aber nicht pauschal den arbeitsmarktfernen Personen zugerechnet werden. Aller-
dings muss davon ausgegangen werden, dass sich die Vermittlungsaussichten für
Langzeitarbeitslose vor allem mit zunehmender Dauer der Arbeitslosigkeit ver-
schlechtern. Für das Jahr 2012 sind nachfolgend Daten mit unterschiedlicher Dau-
er der Arbeitslosigkeit und die entsprechenden Anteile dargestellt.

In Anlage 1 ist die Entwicklung der Arbeitslosigkeit in Baden-Württemberg für
die Jahre 2010 bis 2012 (Jahresdurchschnittswerte) zusätzlich nach verschiedenen
individuellen Merkmalen dargestellt. 

*) Der Überschreitung der Drei-Wochen-Frist wurde zugestimmt.

 

SGB III SGB II
1 2 3

Insgesamt 222.196                 94.300                   127.896                 
ein Jahr und länger arbeitslos 66.699                   12.685                   54.014                   
zw ei Jahre und länger arbeitslos 30.322                   3.572                     26.750                   

fünf Jahre und länger arbeitslos 6.266                     750                        5.515                     

langzeitarbeitslos ohne Angabe zur 
Dauer der Arbeitslosigkeit 3.795                     - 3.795                     

ein Jahr und länger arbeitslos 30,0 % 13,5 % 42,2 %

zw ei Jahre und länger arbeitslos 13,6 % 3,8 % 20,9 %

fünf Jahre und länger arbeitslos 2,8 % 0,8 % 4,3 %

langzeitarbeitslos ohne Angabe zur 
Dauer der Arbeitslosigkeit 1,7 % 0,0 % 3,0 %

2012

Bestand an Arbeitslosen Baden-Württemberg

Berichtsjahr
Jahresdurch-

schnitte
Personengruppe

Anzahl

Insgesamt
davon

Anteil an 
insgesamt
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Der DGB kommt in seiner Studie „Verfestigte Armut – Langzeitbeziehende im
Hartz IV-System“ vom Mai 2013 (vgl. arbeitsmarktaktuell des DGB Nr. 2 vom
Mai 2013) zum Ergebnis, dass bundesweit 300 000 erwerbsfähige, arbeitslose
Leistungsberechtigte seit dem Start von Hartz IV Anfang 2005 ununterbrochen
Leistungen erhalten und bezeichnet diesen Personenkreis als „arbeitsmarktfern“.

Der Blick allein auf die Dauer der Arbeitslosigkeit greift jedoch zu kurz, da bei
Langzeitarbeitslosigkeit nur durchgehende Phasen der Arbeitslosigkeit von min-
destens einem Jahr berücksichtigt werden; vorübergehende Unterbrechungen der
Arbeitslosigkeit werden nicht einbezogen, sondern führen meist zur (statistischen)
Beendigung der Arbeitslosigkeit. Bei erneuter Arbeitslosigkeit beginnt die statis -
tische Uhr neu zu zählen, selbst wenn sich an der Hilfebedürftigkeit und der zen-
tralen Lebenslage nichts Grundlegendes geändert hat. Viele sind über längere
Zeiträume wiederholt arbeitslos bzw. hilfebedürftig. Die Teilnahme an Arbeitsge-
legenheiten (Ein-Euro-Jobs) oder vorübergehender Erkrankung führt gleichfalls
zu einer Änderung in der Statistik. Die amtliche Arbeitsmarktstatistik zeigt ledig-
lich die Untergrenze verfestigter Arbeitslosigkeit und Armut.

Langfristig Arbeitslose haben neben der Dauer der Arbeitslosigkeit in vielen Fäl-
len als zusätzliche vermittlungshemmende Merkmale fehlende Berufsausbildung,
höheres Lebensalter oder gesundheitliche Beeinträchtigungen. Damit sind für die-
sen Personenkreis die Beschäftigungsmöglichkeiten im ersten Arbeitsmarkt be-
schränkt. Hinzu tritt, dass im Bereich der einfachen Tätigkeiten, z. B. insbeson -
dere im „Helferbereich“, die Zahl der offenen Stellen deutlich rückläufig ist. 

Vor dem Hintergrund einer überdurchschnittlichen Betroffenheit von Arbeitslosen
durch langfristige Abwesenheit vom Arbeitsmarkt haben die Ministerinnen und
Minister, Senatorinnen und Senatoren für Arbeit und Soziales der Länder in einem
einstimmigen Beschluss im Jahr 2012, die Bundesregierung aufgefordert, in enger
Abstimmung mit den Ländern in den Gremien des Bund-Länder-Ausschusses nach
§ 18 c SGB II die Voraussetzungen für eine bundesweite Initiative für arbeits-
marktferne Langzeitleistungsbezieher und Langzeitarbeitslose im SGB II zu schaf-
fen. Die Arbeitsgemeinschaft Eingliederung SGB II hat dazu zwischenzeitlich
Handlungsansätze erarbeitet, die voraussichtlich im Herbst 2013 veröffentlicht
werden.

2. welche Einteilung in Zielgruppen bzw. „Risikoklassen“ die Leistungsträger des
SGB II und des SGB III in Baden-Württemberg bei arbeitsuchenden Menschen
vornehmen, wie sich die Zielvorgaben im Hinblick auf Vermittlung und Priori-
sierung seitens der Arbeitsverwaltung in Baden-Württemberg unterscheiden
und wie dabei besonders die arbeitsmarktfernen Leistungsberechtigten berück-
sichtigt werden;

Der gesetzliche Auftrag der Bundesagentur für Arbeit ist es, den Eintritt von Ar-
beitslosigkeit zu vermeiden bzw. Arbeitslosigkeit schnellstmöglich zu beenden.
Dabei geht es darum, geeignete Bewerber passgenau auf die vorhandenen Stellen
zu vermitteln.

Um dieses Ziel besser zu erreichen, wurde im Jahr 2009 mit der Einführung des
„4-Phasen-Modells der Integrationsarbeit (4PM)“ verbindlich ein rechtskreisüber-
greifendes Integrationssystem – unter Berücksichtigung der Besonderheiten des
SGB III und SGB II – eingeführt. Dieses Modell beschreibt mit den Phasen Profi-
ling, Zielfestlegung, Strategieauswahl und Umsetzung den Referenzprozess für
eine fachlich plausible und nachvollziehbar strukturierte Integrationsarbeit.

Im Rahmen einer sogenannten Standortbestimmung werden die Stärken und Po-
tentiale der Arbeitssuchenden hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit einer Arbeits-
aufnahme auf dem Ersten Arbeitsmarkt betrachtet. Die Zuordnung zu Profillagen
erfolgt in den Agenturen für Arbeit und Jobcentern auf der Grundlage der indivi-
duellen Einschätzung der Integrationsfachkräfte. Bei der Betrachtung des per-
sönlichen Profils werden Handlungsbedarfe entlang der drei Schlüsselgruppen
„Qualifikation“, „Leistungsfähigkeit“ und „Motivation“ erhoben. Die Betrach-
tung des Umfeld-Profils erfolgt entlang der Schlüsselgruppen „Rahmenbedin-
gungen“ und „Arbeits-/Ausbildungsmarktbedingungen“. Als Orientierung die-
nen sechs Profillagen, deren Definition die Zuordnung der Arbeitssuchenden er-
laubt.
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Es wird – vergleichbar auch bei den zugelassenen kommunalen Trägern – zwi-
schen den folgenden sechs Profillagen unterschieden:

1. Marktprofile weisen keine vermittlungsrelevanten Handlungsbedarfe in den
Schlüsselgruppen auf und haben in der Regel eine Integrationswahrscheinlich-
keit in den Ersten Arbeitsmarkt von bis zu 6 Monaten.

2. Aktivierungsprofile weisen vermittlungsrelevante Handlungsbedarfe in der
Schlüsselgruppe „Motivation“ auf und haben eine Integrationswahrscheinlich-
keit in den Ersten Arbeitsmarkt von bis zu 6 Monaten.

3. Förderprofile weisen vermittlungsrelevante Handlungsbedarfe in einer der drei
Schlüsselgruppen „Qualifikation“, „Leistungsfähigkeit“ oder „Rahmenbedin-
gungen“ auf und haben eine Integrationswahrscheinlichkeit in den Ersten Ar-
beitsmarkt von bis zu 12 Monaten.

4. Entwicklungsprofile weisen den Schwerpunkt vermittlungsrelevanter Hand-
lungsbedarfe in einer der drei Schlüsselgruppen „Qualifikation“, „Leistungs-
fähigkeit“ oder „Rahmenbedingungen“ auf sowie zusätzlich in mindestens 
einer weiteren Dimension und haben eine Integrationswahrscheinlichkeit in
den Ersten Arbeitsmarkt von mehr als 12 Monaten.

5. Stabilisierungsprofile weisen den Schwerpunkt vermittlungsrelevanter Hand-
lungsbedarfe in der Dimension „Leistungsfähigkeit“ auf sowie zusätzlich in
mindestens zwei weiteren Schlüsselgruppen. Hier ist das Heranführen an die
Erwerbstätigkeit in bis zu 12 Monaten wahrscheinlich.

6. Unterstützungsprofile weisen den Schwerpunkt vermittlungsrelevanter Hand-
lungsbedarfe in der Dimension „Rahmenbedingungen“ auf sowie zusätzlich in
mindestens zwei weiteren Schlüsselgruppen. Hier ist das Heranführen an die
Erwerbstätigkeit in weniger als 12 Monaten unwahrscheinlich.

Die zugelassenen kommunalen Träger haben in Baden-Württemberg den regiona-
len Anforderungen entsprechend verschiedene Systeme zur Einteilung von Ziel-
gruppen etabliert. Auch bei den Jobcentern in kommunaler Verantwortung sind
besondere Teams installiert, die mit einem geringeren Betreuungsschlüssel inten-
siver auf die Belange besonders arbeitsmarkferner Personen eingehen können und
eine zielgerichtete Integrationsstrategie gemeinsam mit den Leistungsberechtigten
entwickeln.

Unterschiedliche Zielvorgaben oder Priorisierungen für die Integration „markt -
naher“ oder „marktferner“ Arbeitssuchender in den Arbeitsmarkt existieren nach
Auskunft der Regionaldirektion Baden-Württemberg der Bundesagentur für Ar-
beit nicht. 

Für Personen, die den Kontakt zum Arbeitsmarkt zu einem hohen Anteil verloren
haben bzw. eine große Marktferne aufweisen, wird die Beschäftigungsfähigkeit
über einen schrittweisen Aufbau wieder hergestellt bzw. erweitert (Integrations-
fortschritte).

In ihrem Positionspapier BA 2020 hat die Bundesagentur auch die Situation und
zukünftige Handlungsstrategie für arbeitsmarktferne Arbeitssuchende dargestellt: 

„In der Grundsicherung überwiegt der Anteil arbeitsmarktferner Kunden. Hier
müssen wir geeignete Konzepte entwickeln, um sie wieder an die Arbeitsgesell-
schaft heranzuführen.

Auch in der Arbeitslosenversicherung betreuen unsere Vermittler marktferne
Kunden, die wir frühzeitig identifizieren und für die wir spezielle Angebote fin-
den müssen.

Die BA wird angesichts dieser Situation insbesondere, jedoch nicht ausschließ-
lich, die persönliche Beratung und Unterstützung marktferner Arbeitssuchender
intensivieren. Dadurch wollen wir ihnen Alternativen zu ihrer momentanen Situa-
tion aufzeigen, sie auf dieser Grundlage schrittweise wieder an den Arbeitsmarkt
heranführen und schließlich integrieren.“

Es kann daher erwartet werden, dass es zu einer Verbesserung bei der Unterstüt-
zung arbeitsmarktferner Menschen kommt.
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3. wie viele arbeitsuchende Menschen – unterteilt in arbeitsmarktferne und alle
Leistungsberechtigte – in den letzten drei Jahren in Baden-Württemberg von
den Arbeitsagenturen bzw. den Jobcentern in den Arbeitsmarkt vermittelt wor-
den sind, wie viele Personen innerhalb eines Jahres mehrmals vermittelt wor-
den sind und wie hoch dabei jeweils der Anteil der Vermittlung in Zeitarbeit
war;

Im Jahr 2010 wurden rund 270.000 Arbeitslose in den ersten Arbeitsmarkt ver-
mittelt, 2011 waren es rund 245.000, 2012 waren es rund 209.000. Einzelheiten
zum Abgang von Arbeitslosen in den ersten Arbeitsmarkt – gegliedert nach ver-
schiedenen Merkmalen – sind in Anlage 2 dargestellt. 

Bei einem Vergleich der Vermittlungen in den ersten Arbeitsmarkt mit dem Be-
stand der Arbeitslosen nach Personengruppen wird deutlich, dass Menschen mit
Merkmalen wie Langzeitarbeitslosigkeit, höherem Lebensalter oder auch fehlender
Berufsausbildung größere Schwierigkeiten bei der Vermittlung eines Arbeitsplatzes
haben. Beispielsweise lag im Jahr 2012 der Anteil von Arbeitslosen mit einer Ar-
beitslosendauer von zwei Jahren und länger bei 12,1 Prozent (vgl. Anlage 1),
während ihr Anteil bei den Abgängen in Beschäftigung nur bei 2,0 Prozent (vgl.
Anlage 2) lag.

Mehrfachvermittlungen sowie Abgänge in den Ersten Arbeitsmarkt in wirtschaft -
licher Gliederung (u. a. in Zeitarbeit) können nach Angaben der Regionaldirektion
Baden-Württemberg der Bundesagentur für Arbeit noch nicht ausgewertet werden.

4. wie viele arbeitsuchende Menschen – unterteilt in arbeitsmarktferne und alle
Leistungsberechtigte – in den letzten drei Jahren in Baden-Württemberg von
den Arbeitsagenturen bzw. den Jobcentern in die unterschiedlichen Maßnah-
men zur Arbeitsmarktintegration vermittelt worden sind;

Nach einer Auswertung der Bundesagentur für Arbeit traten im Jahr 2010 rund
369.000, 2011 rund 270.000 und 2012 insgesamt nur noch 206.000 Arbeitslose in
eine arbeitsmarktpolitische Maßnahme wie z. B. Weiterbildungsmaßnahmen, Be-
werbertraining oder Integrationsmaßnahmen ein. Von 2010 bis zum Jahr 2012 er-
gab sich ein Rückgang um 44,3 Prozent; nach Rechtskreisen aufgegliedert waren
die Rückgänge im Bereich SGB II etwas schwächer (insgesamt minus 35,9 Pro-
zent) ausgeprägt.

Als Maßnahmen zur Arbeitsmarktintegration werden solche Maßnahmen verstan-
den, die unmittelbar zu einer Integration in den Arbeitsmarkt führen. Bei den
Maßnahmen zur Arbeitsmarktintegration wurden daher Eintritte von vorher Ar-
beitslosen in die arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen Eingliederungszuschuss
(EGZ), Beschäftigungszuschuss (BEZ), Arbeitsgelegenheiten (AGH), Förderung
von Arbeitsverhältnissen (FAV), Beschäftigungsphase Bürgerarbeit (BARB) und
Arbeitsbeschaffungsmaßnahme (ABM) berücksichtigt. Die Maßnahmen AGH,
FAV, BARB und ehemals BEZ sind Leistungen, die ausschließlich im Rechts-
kreis SGB II erbracht werden. 

Bei diesen Maßnahmen zur Integration in den Arbeitsmarkt waren 2010 rund
40.000, 2011 rund 29.000 und 2012 rund 19.000 Eintritte zu verzeichnen. Die
Zahl der Eintritte hat sich damit im Vergleich von 2010 bis 2012 um 52,4 Prozent
verringert. Der Rückgang bewegt sich über die Rechtskreise insgesamt in der
gleichen Größenordnung.

Einzelheiten über die Eintritte für alle vorher arbeitslosen Teilnehmer insgesamt
und der Eintritte in Maßnahmen zur Arbeitsmarktintegration – gegliedert nach ver-
schiedenen Merkmalen – sind für die Jahre 2010 bis 2012 in Anlage 3 dargestellt.

5. ob und ggf. wie sich in Baden-Württemberg die Chancen auf Vermittlung in
den Arbeitsmarkt unter den verschiedenen Gruppen der arbeitsmarktfernen
Leistungsberechtigten (Personen mit schweren Behinderungen, niedriger for-
maler Qualifikation, Phasen von Nichterwerbstätigkeit usw.) unterscheiden;

Die Chancen auf eine Vermittlung in den Arbeitsmarkt hängen von der indivi -
duellen Situation der Arbeitssuchenden sowie von den aktuellen Bedingungen auf
dem Arbeitsmarkt ab.
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Eine pauschale Aussage, welche Gruppe arbeitsmarktferner Leistungsberechtigter
kurz- oder langfristig bessere oder schlechtere Chancen hat, auf dem Ersten Ar-
beitsmarkt integriert zu werden, kann daher nicht getroffen werden.

6. wie sich die Leistungsprämien bzw. Boni für Vermittlungserfolge bei den Leis -
tungsträgern für Vermittlungen arbeitsmarktnaher bzw. arbeitsmarktferner
Personen gestalten;

Grundsätzlich sieht der Tarifvertrag für die bei der Bundesagentur für Arbeit be-
schäftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (TV-BA) keine unmittelbaren
„Provisionen“ oder „Boni“ für jeden einzelnen Vermittlungserfolg vor. Insbeson-
dere stehen die Gehaltsbestandteile der Arbeitsvermittler in den Agenturen für
Arbeit sowie der Fallmanager und der persönliche Ansprechpartner in den ge-
meinsamen Einrichtungen (SGB II-Aufgaben) nicht in Bezug zur Anzahl der Ver-
mittlungen. Allerdings hängen die Leistungsprämien der Führungskräfte im Ver-
mittlungsbereich mit der Zielerreichung bei den Vermittlungen insgesamt zusam-
men. Um Fehlanreize künftig zu vermeiden und der diesbezüglichen harschen
Kritik des Bundesrechnungshofes Rechnung zu tragen, hat die Bundesagentur das
Steuerungs- und Zielsystem weiterentwickelt, um künftig die Integration von Ar-
beitssuchenden mit besonderem Unterstützungsbedarf zu verbessern (vgl. auch
Antwort zu Ziffer 7).

7. ob sie die Einschätzung des Bundesrechnungshofs teilt, dass es im Hinblick auf
die Betreuung und Vermittlung von arbeitslosen Menschen mit erschwerter be-
ruflicher Eingliederungsperspektive und besonderem Förderbedarf Fehlsteue-
rungen gibt und dass durch das sogenannte „creaming“ die Zielgruppe der
eher arbeitsmarktfernen Personen vernachlässigt wird;

Der Bundesrechnungshof hat das umfassende Controlling- und Steuerungssystem
der Bundesagentur für Arbeit geprüft und dabei Fehlsteuerung und Manipulation
festgestellt. Weil im Zielsystem der BA die Integration jedes Arbeitssuchenden
gleichermaßen zählt, unabhängig davon, ob seine Integrationschancen gut oder
schlecht sind, konzentrieren die Arbeitsagenturen ihre Vermittlungsbemühungen
auf Personen mit guten Integrationschancen. Arbeitssuchende mit geringen Inte-
grationschancen werden zu wenig unterstützt. 

Aus Sicht des Bunderechnungshofes läuft dieses Vorgehen dem gesetzlichen Auf-
trag einer verstärkten Unterstützung von Personen mit erschwerten beruflichen
Eingliederungschancen zuwider. Keinesfalls dürfen Aufgaben vernachlässigt
werden, weil das Steuerungssystem sie nicht oder nur mit einem geringen Anteil
berücksichtigt. Die Auffassung des Bundesrechnungshofes wird geteilt.

Die Bundesagentur hat zwischenzeitlich auf die Kritik reagiert. Sie wird das
Steuerungs- und Zielsystem weiterentwickeln, um so die Integration von Arbeits-
suchenden mit besonderem Unterstützungsbedarf zu verbessern. Ab 2014 sollen
folgende qualitative Indikatoren zusätzlich in das Zielsystem der Bundesagentur
aufgenommen werden:

– nachhaltige Integrationen,

– Integrationen von Arbeitssuchenden, die über sechs Monate arbeitslos waren,

– Stellenbesetzungen bei kleinen und mittelständischen Unternehmen,

– Einmündung Jugendlicher mit und ohne Hauptschulabschluss in Ausbildung.

Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung IAB soll mit einem For-
schungsprojekt die Nachhaltigkeit von Vermittlungsaktivitäten unter qualitativen
Aspekten untersuchen.

Es ist zunächst zu beobachten, ob die angekündigten Änderungen zu einer Ver-
besserung führen.
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8. wie sich die Situation der arbeitsmarktfernen Leistungsberechtigten gestaltet,
die nicht in Arbeit oder Maßnahmen vermittelt wurden und trotzdem aus dem
Leistungsbezug des SGB II oder des SGB III ausscheiden;

Insbesondere die Maßnahmen der aktiven Arbeitsförderung wie Beratung, Ver-
mittlung, Aktivierung, berufliche Eingliederung und Weiterbildungsförderung
können den Arbeitssuchenden unabhängig vom Bezug von Arbeitslosengeld I
oder II gewährt werden. Voraussetzung ist, dass sich die Betroffenen bei den Ar-
beitsagenturen weiterhin als arbeitssuchend melden. Dabei bestimmt der jeweilige
Unterstützungsbedarf des Arbeitsuchenden die weitere Begleitung und Unterstüt-
zung bei der Re-Integration bzw. der Heranführung an den Arbeitsmarkt.

9. welche positiven und negativen Erfahrungen bisher im Landesprogramm „Gute
und sichere Arbeit“ hinsichtlich der Integration arbeitsmarktferner Leistungsbe-
rechtigter in den Arbeitsmarkt gewonnen werden konnten.

Das Landesprogramm „Gute und sichere Arbeit“ ist sehr erfolgreich angelaufen. 

Der Baustein 1 (Passiv-Aktiv-Tausch) zielt darauf, Langzeitarbeitslose, deren Ar-
beitsmarktferne durch mehrere Vermittlungshemmnisse und mindestens dreijähri-
ge Arbeitslosigkeit gekennzeichnet ist, in sozialversicherungspflichtige Beschäfti-
gungsverhältnisse zu integrieren. Dieses Modell sieht eine Flankierung durch
mehrere Förderleistungen vor:

– Eingliederungszuschuss nach § 16 e SGB II aus dem Eingliederungsbudget der
Jobcenter,

– pauschaler Zuschuss des Stadt- oder Landkreises,

– aufsuchende Betreuungskraft zur Stabilisierung des Beschäftigungsverhältnis-
ses.

Insbesondere die intensive sozialpädagogische Betreuung ist längerfristig ange-
legt, da hier in einem engen Betreuer-Klient-Verhältnis gemeinsam an individuel-
len Problemlagen des Kunden gearbeitet wird.

Bewerber mit den beschriebenen biografischen Merkmalen stoßen bei Arbeitge-
bern teilweise auf sehr große Vorbehalte. Insofern ist die aktuelle Auslastung von
82 Prozent (Stand 31. Juli 2013) der 562 zur Verfügung stehenden Plätze als
großer Erfolg zu werten. Hierbei ist der Anteil der in der Privatwirtschaft belegten
Plätze mit einer aktuellen Quote von 53 Prozent ein bemerkenswertes Zwi-
schenergebnis. Nahezu alle Stadt- und Landkreise (40 von 44) haben sich für die
Teilnahme an diesem Baustein entschieden. Das bringt deutlich die positive Beur-
teilung dieses Ansatzes zum Ausdruck. Eine abschließende Beurteilung des Bau-
steines wird zu einem späteren Zeitpunkt auf Grundlage der Evaluation vorge-
nommen werden.

Im Baustein 2 (Ausbildung für Benachteiligte/assistierte Ausbildung/Teilzeitaus-
bildung) befinden sich alle geplanten Förderprogramme in der Umsetzung. An
den insgesamt 17 Projekten sollen bis Ende 2014 über 6.000 Personen teilnehmen
können.

Junge Menschen mit besonderen Bedarfen und Vermittlungshemmnissen finden
in „carpo“ (assistierte Ausbildung) ein zielführendes und erprobtes Instrument.
Das Konzept eines individuellen Vorbereitens und Heranführens an den Ausbil-
dungs- und Arbeitsmarkt verbunden mit sozialpädagogischer Begleitung während
der Ausbildung und Unterstützung der Ausbildungsunternehmen ermöglicht
chancenarmen jungen Menschen den Abschluss einer regulären Ausbildung.

Das Förderprogramm wird aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds (ESF) so-
wie der Bundesagentur für Arbeit und mit ergänzenden Landesmitteln finanziert.

Über zwei Drittel der Teilnehmer waren vor Beginn der Maßnahme arbeitslos, ein
gutes Fünftel sind Eltern und mehr als die Hälfte weisen einen Migrationshinter-
grund auf. 93 Prozent der Auszubildenden haben ihre Abschlussprüfung erfolg-
reich bestanden. Nach dem Ausbildungsabschluss fanden 78 Prozent sofort eine
Beschäftigung und 7 Prozent begannen eine betriebliche Qualifizierung.
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Bei den mit ESF-Mitteln geförderten Projekten der Teilzeitausbildung für allein-
erziehende Frauen haben sich die angenommene Ausgangslage und der Hand-
lungsbedarf bestätigt. Mit den Projekten sollen alleinerziehende Frauen, die auf
dem Arbeitsmarkt besonders benachteiligt sind und häufig über keinen Haupt-
schulabschluss verfügen bzw. keine Ausbildung absolviert haben, Zugang zu 
einer qualifizierten und existenzsichernden Erwerbsarbeit finden. Die meist erst
seit Anfang 2013 laufenden Projekte konnten bereits alleinerziehende Frauen
nicht nur in Teilzeitausbildungen, sondern auch in andere Ausbildungsformate
vermitteln.

Eine wichtige Aufgabe der Projekte besteht auch darin, geeignete Ausbildungs-
plätze in Teilzeit zu akquirieren und Ausbildungsbetriebe für das Modell zu ge-
winnen. Im Baustein 2 werden acht Projekte (Teilzeitausbildung) mit einer ge-
planten Teilnehmerzahl von 1.500 Personen gefördert.

Im Baustein 3 – Nachhaltigkeit der Integration in den Arbeitsmarkt – hat die aus
Mitteln des ESF geförderte Umsetzung im Jahr 2012 begonnen. In diesem Kon-
zept wird die sozialpädagogische Betreuung von Langzeitarbeitslosen auch nach
Aufnahme einer Beschäftigung weitergeführt, um eine nachhaltige Integration zu
sichern. Wie beim Baustein 1 kann eine abschließende Beurteilung des Baustei-
nes erst zu einem späteren Zeitpunkt auf Grundlage einer Evaluation erfolgen. 

Im Baustein 3 werden fünf Projekte gefördert. Die geplante Teilnehmerzahl
beläuft sich auf ca. 2.500.

In Zusammenhang mit dem Baustein 4 – Arbeitslosen(beratungs)zentren – ver -
anstaltete das Ministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Se-
nioren in Kooperation mit der Landesarbeitsgemeinschaft der Arbeitslosentreffs
und -zentren in Baden-Württemberg (LAGALO) und der Liga der freien Wohl-
fahrtspflege in Baden-Württemberg e. V. Ende April 2013 in der Evangelischen
Akademie Bad Boll eine Auftaktveranstaltung mit den Projektteilnehmern der
zwölf Modellstandorte. Im Juni 2013 fand eine weitere Veranstaltung in Gestalt
eines Austauschs der Projektteilnehmer mit den jeweiligen Jobcentern statt. Hin-
sichtlich näherer Erkenntnisse ist die Evaluation abzuwarten.

Die Umsetzung des Bausteins 5 – Arbeit und Gesundheit – hat mit neun Projekten
und einer geplanten Teilnehmerzahl von mehr als 900 Personen erst im 3. Quartal
2013 begonnen, sodass auch hier noch keine Aussagen über den Projektverlauf
getroffen werden können.

Altpeter

Ministerin für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie, Frauen und Senioren



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 3926

10



11

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 3926



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 3926

12



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (None)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.6
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.1000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 524288
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments false
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Preserve
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth 8
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /FlateEncode
  /AutoFilterColorImages false
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 600
  /GrayImageDepth 8
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /FlateEncode
  /AutoFilterGrayImages false
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 600
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects true
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org)
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /SyntheticBoldness 1.000000
  /Description <<
    /DEU ()
  >>
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [1200 1200]
  /PageSize [595.276 841.890]
>> setpagedevice


